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~bll'\ tt zur Parlament skorrespondenz 34.13eiblatt 
/ 

A-nfrage 

der Abg. Ernst Fis c her und Genoss~n/ 

an den Bundesminister für ~nterricht, 

15.0ktober 1952 

betreffend die k.:i1tastrophale Erhöhung der Studiengebühren an den 

österreiohisohen llochschulen. 
-.-.-. -.- .. --

Das J3undesminist~rium für Unterrioht hat B.rn 27.September dieses 

Jahr~s :llwei Verordnungen , betreffend eine Erhöhung der Prüfungs- fLabcr­

und Institutstax.en, veröffentlicht, die V'iele taus-ende österreiehisohe 

Stud ierende aufs sohwerste bedrohen, di e En twicklungder Bsterreichlschen 

Wiasenschaft gefährden und einen entscheidenden Schritt sur Einführu:n.g 

eines s~:z;ialen Numerus clausus an unseren Hochschulen darstellen. 

Die beiden Verordnungenc-haben in k~inem ö,sterreichisohen Geseta 
\ ~ 

eine wie immer geartete,reohtlicheGrundlage und stehen überdies In 

schroffem Widerspruch zu dem Hochsohülers~haftsgesetz vom 12.Ju11 1950. 

Obwohl im Hochsohülerschaftsgeset z eindeutig bestimmt wird,daB 

das Bundesminis~erium Gesetzentwü~feund Verordnungefi~ welohe studentl­

s~he,Angelegenheiten betreffen~ vor ihrer Erlassung der Österreichiaohen 

Hochsohülersohaft unt er Gewährung einer angemessenen Frist zur. Stellung-

nahme zu übermitteln hat, erfuhren die Vertreter der Hoohsohüler von de~ 
\ 

geplanten Erhöhul1g der (}ebühren an den österreichisohen Hoohschulen 

lediglich durch die Verlautbarung einer_Antwortnote der 6sterreichiscben 

Regierung an den sowjetischen Hochkommissar in der '~ie~er ZeitUng~Q 

Man muß also die zutiefst befremdende und empörend.e Tatsaohe 

feststellen, daß der Bundesminister für Unterrioht und, im Einvernehmen 

~lt ihä, die österreichische Regierung in der Frage der Hoohsehulgebühren 

i_nantidemokrati~cherWeise sich über die-- ö-sterr-eichischen Gesetze h1.n­

weggesetzt haben. 

Auf eine R-ttckfrage wurde dem Vorsitzenden da!' rJsterreichisohen 

Hochsohülerschaft vom J3undesmii'listeriumfür Unterrioht mündlioh.mitge­

teilt, daß eine d r e i fache Erhöhung des Aufwc.!:!ia- lind Matrikelnei­

trages, sowie der Laboratoriums- und PTÜfungstaxali um das 
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35.Beiblatt 15 ~O~oher 1952 . 

D r e i' e . i n h a 1 b- bis Vi· e l" f a o·h e.· im Ve:rordnungs~ge noch 

für das Wintersemest er 1952/53 geplant sei. Obwohl die'se An.kü.zldigung 

unter den Studenten· stürmisoheEmpörttng herv~)rl'ief un:ddi~ Vertreter 

der Studenten in entsohiedener 'leise' gegen dies8"unter Verletzungder 

CSsterreichisohen Gesetze. geplanten Verordnungen Stellung n~lI1en, erließ 

der Bund~aministerfür Unterricht -dennöoh die zwei 'erwähnten Vero:td,nungeri, 

betreffend E!ine Er~b~ der Prüfungataxen unclder Labor-. ,Instituts-

und Seminartaxen. 

Diese Verordnungen l3ehen nioht~ wie in der setnerzeit1e-en Minleterlaf .. 

erklärung-versicho·rtworden War, Erhöhun~en umdasDreieinhalb~,bis 

Vierfaohe, sondern.eine gen e re 1 1e Erhöhung auf dasViert"aohe 

und in zahlreichen Einze;tfällen sogar um 500 Prozent, vor. Labor-, 

lnstituts-, ttbungs- und Seminartaxen -wurden im Durehsohnitt, tim 600 Pr6zent 

und in einer bedeutenden Anzahl von Studhmrichtungen sogar um 1.200 

bis 1.600, in Einz,elfällen bis Z11 2.000 Prozent erhöht 1 
" .. '" . -', ' . 

. Angesich~s dieser antisozialen Haltung' des Unt9rriohtgmini~teritiins, . . . 

seiner antidemokratischen Methoden u!ld seiner hii1terhältigenTäuschungs­

liJapöver bl{ebden 'österrei,~hi~~ll~n Studentenk?~ill,~~!lderes ,Mittel:AlS' 

das des Inskript:i,onsstreiks, der öffentlichen DemMstrationen,und'des 

Hist-erstreiks,um ihreFord~rungen nacllWiderruf' der be1.c1e'nVeriGi"dnungen . 

durchzuseti~nundeine' wi'rls~hattiioh.e lind <m~raliso~e'KatastX:ophe' von 
,'.' . 1. ••. " , 

ta.usenden' jU.ngen:M~nschen.ab~uw~llden.': .' -, '. 

Bis heute hat':'der:Bundesniinisterfür Unterrl-chi'diese:'Vei'o-rdntinge'n 
~ '. " . . .: '.: ; ~ '. '., ~- ' ..... :' .. /..- ,.' .... : -".. .' '. :.;.:.... ~ :' ".' '.': 

nicht widerrufen. Er hat 9-8 nicht einmal -der Mühe 'wertgefililden,.einen; 

Vertreter d~s Ministeriums zm; ailgem~il'len gtudeiltenVersamml\ln~~vom: 
1-4~:lO.zuoo:t:send~n.:Anstatt des'sen1:feB ~rdört ei~e:'sohriftl..iöh~:Er- • 

klärungverl"esen,' i11 welcher- die beiden kUlturfeind.liohen und un~o~i'alen 
Verordnungen als Werkzeuge einer gercch.ten:Heranziehung;därtl,eid.itt~t";·· 
reiö-her Elternfttr.'dasStudlum· ihrer. Kinder . gEipr:i.el3~nwe:td~Il .. ;;EsbHeb ' 

d~r österreichische'n' Regiürung v(Jrbeh~lten ,die(i;ahi!eichei111.ö~i1ch:keiteft 
zur Iksteuerung de:ro- Besitz'cmdenUIld danrl t~l1 ~i.n$r:.ü-Mfge~,DotlerUng 
unse~er wfssenschaftlich,"n I!lstlt;ute ungenüt~~ ztil~sefr:tirt:d'an~t~~ti; 

; - -:.'. -; ~. ',- E"; '. ;'; ,~ 

c1E1ssen in dl,e Taschen der Studenten zu g:reifen~ :O~.r.YelsuCh, aus der 

" ;" . 

. -; ,-. 

. ' ."' ~:: ,-' . 
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36.Be1blatt - Jeiblatt zur ParlamentskorresPQnde~ • 15.0ktober 1952 

Sehul- oder H~chschu1bildung Geld für die Staatskasse herßuszusohlagen, 

muß von jedem, dem der kulturelle Ruf Österreichs am Herzen liegt, auf 

das entschiedenste abgelehnt werden. 

Der Unterrichtsminister hat sein hartnäckiges festhalten an den bei ... 

den Verordnungen mit' einer angeblichen Erleichterung der Bedingunge~ für 

die Erreichung eines Geb.ührennachlasses 'gegründet. Es ist eine- entwürdi­

gende Zumutung an österreichs wissenschaftlichen NaChwuchst sioh der pein­

lichen prozedur von l>ittgesuchen an eine sehr fragwUrdige Instanz, in 

welcher das Unterriohtaministerium das entsoheidende Wort hat, zu unter ... 

ziehen. Infolge der schweren wirtschaftlichen Lage d.er österreichisohen 

Werktätigen und eines großen Teiles derösterreiohischen Studenten wäre 

es längst an derZeit gewesen, die Voraussetzungen für die Erlassung und 

Erznäligung der Studiengebühren zu erleichtern, ohne die bestehenden Taxen 

-zu erhCShen. Die vom Unterrichtsminieterium vorgesohlagene "Lösung" ändert 

nichts an dem unsozialen und kulturfeindlichen Charakter der beiden Verord-

nungen. 

Die gefertigten Abgeordneten riohten daher an den Herrn Bundesminister 

für Unterricht die folgende 

An-f r a g-e : 

1.) Ist der Herr Bundesminister für Unterricht bereit, die kultur­

feindlichen, unsozialen und antidemokratischen Verordnungen batreffenddle 

Erhe:;hung der Studiengebühren zurüokzuziehen? 

2.) Ist der Herr Bundesminister für Unterricht bereit, dafür Sorg€ 

zu tragen, daß den Hochschulen und wissensohaftlichen Instituten nicht 

I'!.US den Taschen der in ihrer Mehrzahl ohnedies schwer um ihren Lebens­

unterhalt und ihr Studiu.m kämpfenden Stu.denten., sondern durch Besteuerung 

der kapitalkrä.ftigen Elemente unseres Staatee die nötigen Mittel zur 

Verfügung gestellt werden? 

... -.-,,-.-.-.~ 
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